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BERATUNGEN ÜBER GESETZGEBUNGSAKTE  
(öffentliche Beratung gemäß Artikel 16 Absatz 8 des Vertrags über die Europäische Union) 
 
A-PUNKTE 
 
1. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 

der Richtlinie 1999/62/EG über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung 
bestimmter Verkehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge 
− Annahme 

5767/2/11 REV 2 CODEC 109 TRANS 22 FISC 7 ENV 50 
    + COR 1 
    + ADD 1 REV 1 

a) des Standpunkts des Rates 
15145/10 TRANS 283 FISC 119 ENV 706 CODEC 1087 
+ COR 1 (sv) 

b) der Begründung des Rates 
15145/10 ADD 1 REV 1 TRANS 283 FISC 119 ENV 706 CODEC 1087 

 
Der Rat nahm seinen Standpunkt in erster Lesung in Übereinstimmung mit Artikel 294 
Absatz 5 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union gegen die Stimmen der 
spanischen und der italienischen Delegation und bei Stimmenthaltung der irischen, der 
niederländischen und der portugiesischen Delegation an (Rechtsgrundlage: Artikel 91 
Absatz 1 AEUV). 
 

2. Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der allge-
meinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der 
Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren 

PE-CONS 64/10 INST 592 CODEC 1518 
+ REV 1 (ro) 

  + REV 1 COR 1 (ro) 
  + REV 2 (pl) 
  + REV 3 (el) 
  + REV 4 (de) 
 

Der Rat billigte die Abänderungen, die das Europäische Parlament in seinem Standpunkt in 
erster Lesung vorgenommen hatte, und erließ den vorgeschlagenen Rechtsakt in der so abge-
änderten Fassung gemäß Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union, wobei sich die niederländische und die britische Delegation der Stimme ent-
hielten (Rechtsgrundlage: Artikel 291 Absatz 3 AEUV). 
 
Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission 
"Nach Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung muss die Kommission den Entwurf eines Durch-
führungsrechtsakts annehmen, wenn der Ausschuss eine befürwortende Stellungnahme 
abgibt. Diese Bestimmung schließt nicht aus, dass die Kommission, wie derzeit üblich, in 
ganz außergewöhnlichen Fällen neue Umstände, die sich nach der Abstimmung ergeben 
haben, berücksichtigen und beschließen kann, den Entwurf des Durchführungsrechtsakts nicht 
anzunehmen, nachdem sie den Ausschuss und den Gesetzgeber ordnungsgemäß davon in 
Kenntnis gesetzt hat."  
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Erklärungen der Kommission 
 
1. "Die Kommission wird alle geltenden Rechtsakte, die vor dem Inkrafttreten des Vertrags von 

Lissabon nicht an das Regelungsverfahren mit Kontrolle angepasst waren, überprüfen, um zu 
bewerten, ob diese Rechtsakte an die neuen Bestimmungen über delegierte Rechtsakte, die 
mit Artikel290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union eingeführt wur-
den, angepasst werden müssen. Die Kommission wird die betreffenden Vorschläge bald-
möglichst, spätestens aber zu den Daten, die in dem diesen Erklärungen beigefügten vor-
läufigen Zeitplan vorgesehen sind, vorlegen. 

 
Während dieser Arbeiten wird die Kommission das Europäische Parlament in regelmäßigen 
Abständen über die Entwürfe für Durchführungsmaßnahmen zu diesen Rechtsakten, die in der 
Zukunft als delegierte Rechtsakte zu erlassen sind, unterrichten.  

 
Für jeden geltenden Rechtsakt mit Bezügen auf das Regelungsverfahren mit Kontrolle, den 
die Kommission ändern möchte, wird sie die Bestimmungen dieses Verfahrens überprüfen, 
um sie zu gegebener Zeit auf der Grundlage der im Vertrag festgelegten Kriterien anzupassen. 
Darüber hinaus können das Europäische Parlament und der Rat mitteilen, welche Basisrechts-
akte ihrer Meinung nach vorrangig angepasst werden sollten. 

 
Die Kommission wird die Ergebnisse dieser Vorgehensweise Ende 2012 auswerten, um die 
Zahl der weiterhin geltenden Rechtsakte, die Bezüge auf das Regelungsverfahren mit Kon-
trolle enthalten, einschätzen zu können. Die Kommission wird sodann die Rechtsetzungs-
maßnahmen vorbereiten, mit denen der Anpassungsprozess abgeschlossen wird. Die 
Kommission hat sich zum Ziel gesetzt, dafür zu sorgen, dass bis zum Ende der 7. Amtszeit 
des Parlaments sämtliche Bestimmungen, die sich auf das Regelungsverfahren mit Kontrolle 
beziehen, aus allen Rechtsinstrumenten entfernt worden sind." 

 
 
2. "Die Kommission hat unlängst eine Studie in Auftrag gegeben, die lückenlos und objektiv 

Aufschluss über sämtliche Aspekte der Handelsschutzpolitik und über die Handelspraktiken 
der EU geben wird. Sie umfasst u.a. eine Bewertung der Ergebnisse, die im Hinblick auf die 
Erreichung der handelspolitischen Ziele der EU mit den derzeitigen handelspolitischen 
Schutzinstrumenten erzielt wurden, sowie der Methoden, der Anwendung und der Wirksam-
keit des Systems; ferner eine Bewertung der Wirksamkeit bestehender und potenzieller strate-
gischer Entscheidungen der Europäischen Union (z.B. Prüfung der Wahrung des Interesses 
der Union, Regel des niedrigeren Zolls, Zollerhebungssystem) im Vergleich mit den strate-
gischen Entscheidungen bestimmter Handelspartner und eine Überprüfung der grundlegenden 
Antidumping- und Antisubventionsverordnungen im Lichte der Verwaltungsgepflogenheiten 
der EU-Organe, der Urteile des Gerichtshofs der Europäischen Union sowie der Empfehlun-
gen und Entscheidungen des WTO-Streitbeilegungsgremiums. 
 
Die Kommission beabsichtigt, im Lichte der Ergebnisse der Studie und der Entwicklungen bei 
den Verhandlungen über die Entwicklungsagenda von Doha auszuloten, ob und wenn ja, wie 
die handelspolitischen Schutzinstrumente der EU aktualisiert und modernisiert werden 
sollten. 
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Die Kommission erinnert in diesem Zusammenhang an die Initiativen, die sie unlängst zur 
Verbesserung der Transparenz der Arbeitsweise der handelspolitischen Schutzinstrumente 
ergriffen hat (z.B. Ernennung eines Anhörungsbeauftragten) sowie an ihre Arbeit mit den 
Mitgliedstaaten, um zentrale Elemente der Handelsschutzpraktiken zu klären. Die 
Kommission misst dieser Arbeit sehr große Bedeutung bei und ist daher bestrebt, in 
Abstimmung mit den Mitgliedstaaten, ähnliche diesem Ziel dienende Initiativen zu ermitteln." 

 
3. "Für den Fall, dass ein Verwaltungsausschuss für Gemeinsame Agrarpolitik eine ablehnende 

Stellungnahme abgibt, sehen die im Beschluss 1999/468/EG des Rates festgelegten Komi-
tologieregeln vor, dass die Kommission den Entwurf für die beabsichtigte Maßnahme dem 
Rat übermittelt, der binnen einer Frist von einem Monat anders entscheiden kann. Allerdings 
kann die Kommission tätig werden, indem sie die Maßnahme entweder einleitet oder die 
Anwendung der Maßnahme aussetzt. Somit kann die Kommission die Maßnahme einleiten, 
wenn sie insgesamt gesehen der Auffassung ist, dass die Aussetzung der Anwendung der 
Maßnahme beispielsweise unumkehrbare negative Auswirkungen auf den Markt hätte. Wenn 
der Rat dann anders entscheidet, wird die von der Kommission eingeleitete Maßnahme selbst-
redend überflüssig. Die derzeitigen Regeln statten die Kommission demzufolge mit einem 
Instrument aus, das es ermöglicht, das gemeinsame Interesse der gesamten Union zu wahren, 
indem sie die beabsichtigte Maßnahme zumindest für den Übergangszeitraum verabschiedet. 

 
Mit Artikel 7 dieser Verordnung wird das Ziel verfolgt, diesen Ansatz im Rahmen der neuen 
Komitologieregelung beizubehalten, seine Anwendung aber auf außergewöhnliche Situ-
ationen zu begrenzen und auf eindeutig definierte und restriktive Kriterien zu stützen. So soll 
die Kommission auch bei einer ablehnenden Stellungnahme des Prüfausschusses die beab-
sichtigte Maßnahme erlassen können, „wenn die Tatsache, dass diese Maßnahmen nicht 
innerhalb einer zwingenden Frist erlassen werden, zu erheblichen Marktstörungen führen, die 
Sicherheit von Menschen bedrohen oder die finanziellen Interessen der Union gefährden 
würde“. Diese Bestimmung bezieht sich auf Situationen, in denen es nicht möglich ist, zu 
warten bis der Ausschuss erneut über denselben oder einen anderen Vorschlag für eine Maß-
nahme abstimmt, da dies – beispielsweise wegen spekulativen Verhaltens bestimmter Akteure 
– massive Störungen des Marktes zur Folge hätte. Diese Bestimmung würde die Handlungs-
fähigkeit der Union gewährleisten und gleichzeitig den Mitgliedstaaten und der Kommission 
die Gelegenheit bieten, die beabsichtigte Maßnahme erneut in Sachkenntnis zu erörtern, ohne 
dass Entscheidungen ausstehen und der Spekulation mit ihren negativen Auswirkungen auf 
die Märkte und den Haushalt Tür und Tor offenstehen.  

 
Derartige Situationen können insbesondere im Rahmen der laufenden Verwaltung der GAP 
entstehen (z.B. Festlegung von Ausfuhrerstattungen, Verwaltung von Lizenzen, besondere 
Schutzklauseln), wo Entscheidungen, die bedeutende wirtschaftliche Auswirkungen auf die 
Märkte und damit für die Landwirte und sonstigen Akteure, aber auch auf den Haushalt der 
Union haben können, häufig rasch getroffen werden müssen."  

 
4. "Teilt das Europäische Parlament oder der Rat der Kommission mit, dass ein Entwurf für 

einen Durchführungsrechtsakt seiner Auffassung nach die im Basisrechtsakt vorgesehenen 
Durchführungsbefugnisse überschreitet, überarbeitet die Kommission den Entwurf unverzüg-
lich und trägt dabei den Standpunkten des Europäischen Parlaments oder des Rates Rechnung. 
 
Die Kommission geht dabei auf eine Art und Weise vor, die der Dringlichkeit der Angelegen-
heit in gebührendem Maße Rechnung trägt. 
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Bevor die Kommission beschließt, den Durchführungsrechtsakt zu erlassen oder ihren Ent-
wurf zu ändern oder zurückzunehmen, unterrichtet sie das Europäische Parlament oder den 
Rat über ihre Absicht und begründet diese." 
 
 

3. Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Bürgerinitiative 
PE-CONS 65/10 INST 593 POLGEN 217 CODEC 1519 

+ REV 1 (mt) 
+ COR 1 (it) 

 
 

 Der Rat billigte die Abänderung, die das Europäische Parlament in seinem Standpunkt in 

erster Lesung vorgenommen hatte, und erließ den vorgeschlagenen Rechtsakt in der so abge-

änderten Fassung gemäß Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-

päischen Union, wobei sich die britische Delegation der Stimme enthielt (Rechtsgrundlage: 

Artikel 24 AEUV). 

 

Erklärungen der Kommission 

 

1. "Die Kommission wird die Öffentlichkeit ausführlich über die Bürgerinitiative infor-
mieren. Dazu wird sie in allen Amtssprachen der Union einen benutzerfreundlichen 
Leitfaden erarbeiten, der regelmäßig aktualisiert wird. Der Leitfaden wird auf der 
Kommissionswebsite zur Bürgerinitiative abrufbar sein. Außerdem wird die Kommis-
sion die Organisatoren von Bürgerinitiativen während des Verfahrens der Registrierung 
und Bearbeitung der Vorschläge bei Bedarf unterstützen und beraten und sie auf 
Anfrage über laufende oder geplante Legislativvorschläge zum Thema der Initiative 
informieren." 

 
2. "Nachdem eine Initiative in einer Amtssprache registriert worden ist, kann der Organi-

sator die Kommission in der Phase der Sammlung von Unterstützungsbekundungen 
jederzeit ersuchen, Übersetzungen der Initiative in andere Amtsprachen in das Ver-
zeichnis aufzunehmen. Für die Übersetzungen sind die Organisatoren verantwortlich. 
Bevor neue Sprachfassungen in das Register aufgenommen werden, prüft die Kommis-
sion, ob bei dem Titel, dem Gegenstand und den Zielen keine größeren oder offen-
kundigen Abweichungen zwischen dem Original und den neuen Sprachfassungen 
bestehen." 

 
 

Erklärung des belgischen Ratsvorsitzes  

"Der Vorsitz wird sich nach besten Kräften darum bemühen, dass so schnell wie möglich, 
spätestens aber ein Jahr nach dem in der Verordnung vorgesehenen Zeitpunkt des Inkraft-
tretens geeignete Durchführungsmaßnahmen getroffen werden." 
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TAGESORDNUNGSPUNKTE 
 

NICHT DIE GESETZGEBUNG BETREFFENDE TÄTIGKEITEN – ÖFFENTLICHE 
AUSSPRACHE 
(gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Geschäftsordnung des Rates) 

 

3. Annahme der Liste der A-Punkte 
[Öffentliche Aussprache gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Geschäftsordnung des Rates (auf Vor-
schlag des Vorsitzes)] 

6182/11 PTS A 9 

Der Rat nahm die in Dokument 6182/11 enthaltene Liste der A-Punkte an. 

 

 

4. Beitrag zum EU-Semester, Jahreswachstumsbericht 
− Orientierungsaussprache 

[Öffentliche Aussprache gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Geschäftsordnung des Rates (auf 
Vorschlag des Vorsitzes)] 

18066/10 ECOFIN 866 COMPET 443 SOC 858 ENV 878  
EDUC 235 RECH 426 ENER 372 

+ REV 1 (fr)  
+ ADD 1 
+ ADD 2 
+ ADD 3 

5504/11 EDUC 10 SOC 37 
 
 

Der Rat führte eine Orientierungsaussprache anhand des vom Vorsitz ausgearbeiteten Dis-

kussionspapiers mit Fragen (Dok. 5504/11). Viele Mitgliedstaaten betonten, wie wichtig 

wirksame Investitionen in Bildung als Grundlage für langfristiges Wachstum, die Förderung 

der Entwicklung von Qualifikationen und eine verstärkte Bekämpfung des Schulabbruchs 

sind. 

 

Der Vorsitz sagte zu, dem Europäischen Rat auf dessen Frühjahrstagung – über den Rat "All-

gemeine Angelegenheiten" – eine Zusammenfassung der Aussprache vorzulegen. 

 

________________ 

 


